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Kapitel B

Verfolgung der Gemeindeforderung mittels
Grundpfandrecht

I. Rangsicherung durch Grundpfandrecht

Unter Grundpfandrechten versteht bekanntlich das BGB die Grundschuld, die
Rentenschuld und die Hypothek; letztere unterteilt in die Verkehrshypothek und
die Sicherungshypothek.

Allen Grundpfandrechten ist gemeinsam, dass sie zunächst nur Sicherungsrechte
sind, also nicht unmittelbar zur Befriedigung des Berechtigten führen. Erfolgt keine
freiwillige Zahlung, so ist trotz des Grundpfandrechtes die Zwangsversteigerung
erforderlich. Die gesicherte Forderung des Gläubigers wird dann bei der Erlösver-
teilung an der Rangstelle des Grundpfandrechtes befriedigt. Deswegen ist es von
Vorteil, wenn das Grundpfandrecht eine gute Rangstelle im Grundbuch hat.

Konkret bedeutet dies:

• Verfügungen des Schuldners nach Eintragung des Grundpfandrechtes durch
Veräußerung oder Belastung des Pfandgrundstücks können den Rang der so ge-
sicherten Forderung nicht mehr verschlechtern.

• Der Rang des Grundpfandrechtes ist nur so gut oder so schlecht, wie er sich
zum Zeitpunkt der Eintragung darstellt. Die Möglichkeit einer Rangverbesse-
rung durch Löschung vorgehender Rechte, etwa nach Tilgung der Forderung,
unter Ausnutzung des gesetzlichen Löschungsanspruchs oder eines abgetrete-
nen Rückgewähranspruchs, ist zwar vorgesehen, aber meist nur theoretischer
Natur.

Wenn sich demzufolge die Gemeinde dazu entschließt, eine solche Sicherheit zu
erwerben, muss sie unbedingt einen aktuellen Grundbuchauszug einsehen. Dabei
soll sie für ihre wirtschaftlichen Überlegungen getrost davon ausgehen, dass alle
bereits eingetragenen Rechte in einer evtl. Zwangsversteigerung auch mit dem No-
minalbetrag geltend gemacht werden und ihr im Range vorgehen. Hinzu kommen
noch die Zinsen, welche im Ernstfall eine erhebliche Summe ausmachen. Hierfür
einen Zuschlag von 30 Prozent auf das Nominalkapital vorzusehen, ist nicht über-
trieben.

Beispiel:

Die Gemeinde überlegt, ob sie ein vom Schuldner freiwillig bestelltes Grund-
pfandrecht als Sicherheit für eine Forderung annehmen soll. Zunächst einmal muss
sie dabei abschätzen, was für einen Erlös das Grundstück wohl bei einer Zwangs-
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versteigerung bringen könnte. Schon hierbei ist ein Abschlag gegenüber dem
Verkehrswert (= Verkaufspreis) angebracht. Angenommen, die Gemeinde hält
200.000 Euro für erzielbar. Eingetragen sind zwei Grundschulden über
100.000 Euro und 80.000 Euro zuzüglich der üblichen (hohen) Zinsen. Es muss
damit gerechnet werden, dass im Ernstfall mindestens ca. 235.000 Euro der Ge-
meinde vorgehen, sie also kaum mit einem Erlösanteil rechnen kann. Ein jetzt ein-
getragenes Grundpfandrecht wäre höchstwahrscheinlich wertlos. Die Gemeinde-
kasse würde insoweit lediglich ihr Gewissen dem Gemeindevorstand gegenüber
beruhigen, irgendetwas getan zu haben. Zumindest wurde ja durch die Bestellung
einer Sicherungsgrundschuld oder aber der im Wege der Zwangsvollstreckung vor-
genommenen Eintragung der Zwangssicherungshypothek wenigstens die Verjäh-
rung der Forderung unterbrochen (→ Rn. 81).

Bezüglich der Zinsen soll man sich besser nicht auf die Versicherung des Schuld-
ners verlassen, die tatsächlich vereinbarten Darlehenszinsen seien erheblich nied-
riger als die Grundschuldzinsen. Das mag zwar stimmen, aber in der Zwangsver-
steigerung werden trotzdem die Zinsen laut Grundbuch angesetzt. Diese erhöhen
den Kreditrahmen und dienen dem Kreditinstitut als zusätzliche Absicherung der
Darlehensforderung und der eventuell auflaufenden Vollstreckungskosten.

Bei nicht privilegierten Forderungen gilt folgender Grundsatz:

Es ist für den Rang der Forderung gleichgültig, ob an einem bestimmten Tag ein
Grundpfandrecht eingetragen oder die Beschlagnahme in der Zwangsversteige-
rung bewirkt wird.

Ob man den letzten Rang der Rangklasse 4 oder den ersten Rang der Rangklasse 5
erwirbt, ist für die spätere Befriedigung einerlei. Muss also die Gemeinde entschei-
den, ob sie für ihre nicht privilegierte Forderung ein Grundpfandrecht eintragen
lässt oder gleich Zwangsversteigerungsantrag stellt, so kann die Rangfrage außer
Betracht bleiben.

Es stellen sich vielmehr folgende Überlegungen:

Will man die sofortige Verwertung des Grundbesitzes erreichen, ergibt die Eintra-
gung eines Grundpfandrechtes keinen Sinn. Der hierdurch erworbene „gesetzliche
Löschungsanspruch“ gegenüber vorgehenden Rechten bringt in der Praxis kaum
einen Vorteil. Hier wäre ein schneller Versteigerungsantrag die richtige Entschei-
dung.

Nur wenn derzeit bei einer Versteigerung keine Befriedigung mehr aus dem
Grundstück zu erwarten ist, könnte ein Grundpfandrecht sinnvoll sein. Dadurch
wird der Rang gesichert, falls später in einer Zwangsversteigerung mehr geboten
wird als zuvor angenommen. Die Gemeinde ist in einer solchen Zwangsversteige-
rung „Beteiligte“ (§ 9 ZVG) und wird daher vom Gericht von Amts wegen von der
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Wertfestsetzung und der Terminsbestimmung benachrichtigt. Soll das Grundstück
veräußert werden, kann dies lastenfrei nur mit Zustimmung der Gemeinde gesche-
hen, welche dann auf dem Verhandlungsweg zumindest noch einen Teil der For-
derung erhält, obwohl ihr Rang in einer Zwangsversteigerung aussichtslos wäre.

Durch die Eintragung der Zwangssicherungshypothek erreicht die Gemeinde zu-
dem eine Unterbrechung der Verjährung der Forderung. Nach § 231 Abs. 2 Nr. 3
AO dauert die Unterbrechung der Zahlungsverjährung öffentlich-rechtlicher An-
sprüche fort, bis die Zwangssicherungshypothek erloschen ist61. Bei Forderungen,
die keine Abgaben sind – insbesondere bei zivilrechtlichen Ansprüchen – hat der
Gläubiger (soweit materiellrechtlich nichts Näheres bestimmt ist) die Vorschriften
des BGB zu beachten. Die mit Beginn des Verfahrens, das zum ZPO-Titel führte,
eingetretene Hemmung der Verjährung (§ 204 BGB) endet mit dem Antrag auf Ein-
tragung der Zwangshypothek (§ 212 Abs. 1 Satz 2 BGB), sodass die Verjährungs-
frist jetzt weiterläuft. Abgesehen davon, dass die Verjährungsfrist für rechtskräftig
festgestellte Forderungen 30 Jahre beträgt62 (§ 197 Abs. 1 Satz 3 BGB), wird das
Recht, aus der Sicherungshypothek dingliche Befriedigung zu fordern, von der Ver-
jährung der schuldrechtlichen Forderung nicht berührt (§ 216 Abs. 1, § 902 BGB).

Ein Grundpfandrecht könnte auch sinnvoll sein, um den Schaden zu begrenzen,
wenn aus politischen Gründen (z. B. Schuldner ist wichtiger Arbeitgeber) eine
Zwangsversteigerung zunächst nicht erwogen werden soll. Zusätzlich wird die
persönliche Forderung nun dinglich, was im Falle eines Insolvenzverfahrens des
Schuldners ein Absonderungsrecht begründet (§ 49 InsO). Die Gemeinde kann auf
diese Weise auch nach einer Insolvenzeröffnung eine Zwangsversteigerung durch-
führen und darauf hoffen, dass die gesicherte Forderung in der Immobiliarvollstre-
ckung befriedigt wird und nicht auf eine geringe quotale Zuteilung aus der Insol-
venzmasse verwiesen wird. Selbst die Erteilung der Restschuldbefreiung begründet
keinen Anspruch auf Erteilung einer Löschungsbewilligung hinsichtlich einer vor
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eingetragenen Zwangshypothek63. Das In-
solvenzverfahren und die Restschuldbefreiung haben keinerlei Auswirkungen auf
dingliche Rechte. Deswegen kann der Zwangssicherungshypothekengläubiger
zwar aus der gesicherten persönlichen Forderung nach Insolvenzeröffnung nicht
(§ 89 InsO) und nach Erteilung der Restschuldbefreiung nie wieder gegen den
Schuldner vollstrecken, er kann aber jederzeit während und nach dem Insolvenz-
verfahren den dinglichen Duldungsanspruch aus der Zwangssicherungshypothek
durchsetzen und das Grundstück verwerten.

61 BFH vom 17. Oktober 1989 – VII R 77/88 – BStBl. II 1990, 44.
62 Ausgenommen bestimmte wiederkehrende Leistungen (§ 197 Abs. 2 BGB).
63 BGH vom 23. Juni 2021 – VII ZB 37/20 – Rpfleger 2021, 662 = DGVZ 2022, 55.
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Hat sich die Gemeinde entschlossen, ein Grundpfandrecht als Sicherheit anzuneh-
men, kommen praktisch (nur) zwei Möglichkeiten in Betracht:

• eine Grundschuld durch Vereinbarung mit dem Schuldner (→ Rn. 84) oder

• eine Zwangssicherungshypothek ohne Mitwirkung des Schuldners (→ Rn. 86 ff.
allgemein und für nicht privilegierte Forderungen, → Rn. 154 für Besonderhei-
ten bei privilegierten Forderungen).

II. Grundschuld als Mittel vertraglicher Sicherung

Siehe dazu Muster A im Anhang zur Bestellung einer Sicherungsgrundschuld.

Angesichts der einfachen und relativ kostengünstigen Möglichkeit, sich im Wege
der Zwangsvollstreckung (durch Zwangssicherungshypothek) eine dingliche Si-
cherheit zu verschaffen und aus dieser auch zu vollstrecken, hat die vertraglich be-
stellte Grundschuld für die Gemeinde keine große Bedeutung erlangt. Im Hinblick
auf die Möglichkeit der Ausdehnung auf mehrere einzelne Grundstücke im Vertei-
lungsfall (→ Rn. 104 ff.), sollte man ihr aber gesteigerte Aufmerksamkeit schenken.

Die Sicherungsgrundschuld entsteht durch (formlose) Einigung zwischen Grund-
stückseigentümer und Gemeinde sowie anschließender Eintragung im Grund-
buch, welche aber eine formgebundene Bewilligung des Eigentümers (→ Rn. 85)
voraussetzt. Sie kann also nicht im Wege der Zwangsvollstreckung, sondern nur
durch Vereinbarung erlangt werden und sollte daher in jedem Fall erwogen wer-
den, wenn ein Schuldner wegen Stundung fälliger Forderungen vorstellig wird.

Gegenüber der Zwangshypothek hat die Sicherungsgrundschuld für die Gemeinde
folgende Vorteile:

• Schuldner der Forderung und Eigentümer des Grundstücks müssen nicht iden-
tisch sein. Es kann also z. B. die Ehefrau des Schuldners ihr Privatgrundstück
wegen der Gewerbesteuerschuld des Ehemannes belasten lassen. Genauso
kann das Privatgrundstück des Kaufmannes belastet werden, der seine Ge-
schäfte unter der Firma einer GmbH betreibt.

• Es gibt keinen Mindestbetrag, wie er für die Zwangssicherungshypothek gefor-
dert wird.

• Es können mehrere Grundstücke des gleichen Eigentümers gesamtschuldne-
risch belastet werden; es ist also insoweit keine Verteilung der Forderung auf
mehrere Grundstücke erforderlich.

• Es kann eine unbedingte Grundschuld auch für privilegierte Forderungen
(→ Rn. 2 ff.) bestellt werden, bevor das Privileg durch Zeitablauf erloschen ist.

• Die Forderung ist, anders als bei der streng forderungsabhängigen (Zwangssi-
cherungs-)Hypothek, beliebig austauschbar, d. h., die einmal bestellte Grund-
schuld muss nach Begleichung der ursprünglich gedeckten Forderung nicht ge-
löscht werden, sondern sie kann für alle künftigen Forderungen erhalten blei-
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ben. Dazu ist es sinnvoll und rechtssicher, wenn eine vertragliche Sicherungs-
zweckerklärung zwischen der Gemeinde und dem Schuldner geschlossen
wird. Dieser Vertrag sollte zum Inhalt haben, dass die Grundschuld alle derzei-
tigen und künftigen Verbindlichkeiten des Schuldners gegenüber der Ge-
meinde sichert. Auf diesem Weg erhält die Gemeinde ein für viele Zwecke und
über einen langen Zeitraum einsetzbares Pfandrecht am Grundstück des
Schuldners oder eines Dritten, der sein Grundstück als Sicherungsmittel zur
Verfügung stellt.

Die Eintragung der Grundschuld erfordert die Vorlage einer Bewilligung (§ 19
GBO) des Grundstückseigentümers (aller Miteigentümer!) und einen Eintragungs-
antrag beim Grundbuchamt (§ 13 GBO). Die Zustimmung der Gemeinde zur
Grundschuldbestellung oder die Sicherungszweckerklärung müssen dem Grund-
buchgericht nicht nachgewiesen werden. Hinsichtlich der Bewilligung muss je-
doch zwischen zwei Alternativen unterschieden werden:

Normalerweise wird die Bewilligung (Grundschuldurkunde) beim Notar beurkun-
det, wobei der Schuldner einerseits die Grundschuld bestellt und sich andererseits
der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwirft. Ist dies geschehen und hat der No-
tar eine vollstreckbare Ausfertigung erteilt (§§ 797, 725 ZPO), so kann mit dieser
Urkunde nach Kündigung der Grundschuld unter Einhaltung der sechsmonatigen
Kündigungsfrist (§ 1193 Abs. 1 BGB) sowie ihrer Zustellung (§ 750 Abs. 1 ZPO)
„sofort“, nämlich unter Beachtung der Zweiwochenfrist des § 798 ZPO, in das
Grundstück vollstreckt werden (§ 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO). Eine Verwaltungsvollstre-
ckung im Range bzw. aus der Grundschuld ist nicht möglich64.

Diese „normale Form“ der Grundschuldbestellung ist relativ teuer, zumal die Kos-
ten des Notars auch bei Gebührenfreiheit der Gemeinde (vom Eigentümer) zu zah-
len wären. Wer beim Grundbuchgericht den Antrag auf Eintragung stellt, schuldet
auch die Gerichtsgebühr (§ 22 Abs. 1 GNotKG). Genießt die Gemeinde Gebüh-
renfreiheit (siehe Anhang II.), kann sie den Antrag stellen; anderenfalls sollte sie
dies dem Schuldner überlassen.

Die Gemeinde kann stattdessen die Grundschuldurkunde selbst verfassen (dazu
Anhang: Muster A) und – soweit sie diese Befugnis hat – die Unterschrift des Eigen-
tümers selbst beglaubigen. Anderenfalls wäre die Beglaubigung durch einen Notar
erforderlich, was immer noch kostengünstiger wäre als dessen Beurkundung.
Nachteilig wirkt sich aus, dass die so errichtete Urkunde der Gemeinde zwar den
Rang sichert und im Zwangsversteigerungsverfahren eine Berücksichtigung von
Amts wegen erfolgt. Aus ihr kann jedoch die Zwangsversteigerung nicht ohne Wei-
teres betrieben werden, weil es an einem Vollstreckungstitel fehlt. Eine nach § 794

64 Die Bestellung der Grundschuld schafft ein zivilrechtliches Forderungsverhältnis, welches von der
gesicherten öffentlich-rechtlichen Forderung weitgehend unabhängig ist.
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Abs. 1 Nr. 5 ZPO vollstreckbare Urkunde kann nur von einem Notar ausgestellt
werden. Die Beglaubigung der Unterschriften durch die Gemeinde auf der Bestel-
lungsurkunde reicht dazu nicht aus.

Will die Gemeinde aus einer Grundschuld ohne notarielle Vollstreckungsunter-
werfung die Zwangsversteigerung betreiben, muss sie einen aufwendigen Zivilpro-
zess auf Duldung der Zwangsvollstreckung führen. Eine nicht vollstreckbare
Grundschuld eignet sich somit als Sicherungsmittel nicht.

Eine vom Schuldner ordnungsgemäß bestellte Grundschuld kann auch auf einen
Grundstücks-Bruchteil eingetragen werden, was allerdings wenig Sicherheit
bringt, weil daraus nur ein Verwertungsrecht bezüglich des belasteten Anteils ent-
steht und nicht bezüglich des gesamten Grundstücks. Anteile an Grundstücken
können zwar selbstständig versteigert werden, dazu muss sich aber erst einmal ein
Bietinteressent finden. Dennoch kann eine Bruchteilsbelastung sinnvoll sein, denn
wenn die Grundstückseigentümer das Grundstück lastenfrei verkaufen wollen, ist
die Anteilsbelastung ein Verkaufshindernis, das durch Zahlung beseitigt wer-
den muss. Auf dem Anteil eines Miteigentümers in Gesamthandsgemeinschaft
(→ Rn. 696) kann keine Anteilsbelastung eingetragen werden.

Der Erwerb einer Sicherungsgrundschuld schließt die Verwaltungsvollstreckung
einer anderen Forderung, insbesondere im Vorrang, nicht aus. Es wäre deshalb
denkbar, dass die Gemeinde wegen einer privilegierten Forderung die Zwangsver-
steigerung des (mit einer Sicherungsgrundschuld) belasteten Grundstücks betreibt
und damit eine zu ihren Gunsten bestehende und nicht vollstreckbare Sicherungs-
hypothek liquidiert.

Beispiel:

Der Gemeinde wurde eine Sicherungsgrundschuld über 1.000 Euro bestellt, die
(da nicht notariell beurkundet und mit dinglicher Unterwerfungklausel versehen)
nicht vollstreckbar ist. Es besteht eine Sicherungszweckerklärung, wonach die
Grundschuld alle derzeitigen und künftigen Verbindlichkeiten des Schuldners si-
chert. Die Gemeinde fordert inzwischen 200 Euro Grundsteuer (privilegiert) und
1.100 Euro Gewerbesteuer. Es besteht trotz der Sicherung mittels Grundschuld die
Möglichkeit, wegen der Grundsteuer die Zwangsversteigerung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung zu betreiben, wodurch die Grundschuld mit dem Zuschlag
erlöschen würde. Bei ausreichendem Erlös in der Zwangsversteigerung würden
der Gemeinde im Range der Sicherungsgrundschuld 1.000 Euro (zzgl. Zinsen) zu-
geteilt, welche mit der rückständigen Gewerbesteuerforderung verrechnet werden
könnten.
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